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In der Geschichte des Völkerrechts trat am Ende des 
ersten Weltkrieges ein Wendepunkt ein. Einen Krieg 
von so weltweiter Zerstörungskraft, einen Krieg 
ä methodes decha'nees, wie der Marschall Foch ihn 
nannte, hatte die Menschheit bisher noch nicht ge­
sehen. Die Notwendigkeit, die uralte gesellschaftliche 
Institution des Krieges zu beseitigen, machte sich im 
Bewußtsein der Völker geltend. Unzählige Menschen, 
die bisher den Krieg a's ein unabwendbares Schicksal 
hingenommen hatten, bekannten sich zu der Losung: 
„Nie wieder Krieg!“

Die Hoffnung der Völker auf einen dauernden Frie­
den wurde dadurch bestärkt, daß mit der Sowjetunion 
zum ersten Male ein mächtiger Staat in der Geschichte 
auftrat, der von allen kriegerischen Absichten frei war. 
Der Völkerbund trug dieser Situation in der Weise 
Rechnung, daß er, ohne ein unbedingtes Verbot des 
Aggressionskrieges auszusprechen, ein Reglement auf­
stellte, das den Ausbruch von Kriegen erschweren 
sollte. Sollte ein Mitglied des Völkerbundes entgegen 
den Bestimmungen des Reglements zum Kriege schrei­
ten, dann traten statutengemäß die Sanktionen des 
Art. 16 in Wirksamkeit. Der Grundmangei, an dem das 
Friedensreglement des Paktes litt, bestand darin, daß 
es nicht von einer festen friedenstreuen Gesinnung der 
einflußreichsten Mitglieder des Völkerbundes getragen 
war, was im damaligen Stadium des Imperialismus 
nicht anders erwartet werden konnte.

Ich lasse hier die obligatorischen Schiedsverträge 
und die Nichtangriffspakte zwischen einzelnen Staaten 
beiseite. Dagegen muß der Kellogpakt unsere Aufmerk­
samkeit einen Augenblick in Anspruch nehmen. Der 
Kellogpakt, der von mehr als 50 Staaten unterzeichnet 
worden ist, enthä't, wenn auch nicht dem Buchstaben, 
so doch dem Sinn nach, ein Verbot des Aggressions­
krieges. Die Unterzeichner erklärten in Art. 1 dieses 
Paktes, daß sie den Krieg als Lösung internationaler 
Streitigkeiten verurteilen und auf ihn als Mittel 
nationaler Politik verzichten. Der Verteidigungskrieg 
sollte selbstverständlich rechtmäßig bleiben. Im Kel­
logpakt haben wir es zum ersten Ma'e mit einem all­
gemeinen — fast alle Staaten der Welt sind ihm bei­
getreten — und unbedingten völkerrechtlichen Verbot 
des Angriffskrieges zu tun.

Der Völkerbundspakt, die obligatorischen Schieds­
verträge und die Nichtangriffspakte kennen be- 
stimm.e Fälle, in denen ein „Zum-Kriege-Schreiten“ 
seitens eines Staates rechtswidrig sein sollte. Der Kel­
logpakt verurteilte schlechthin jeden Krieg. Man war 
sich in den maßgebenden Kreisen darüber einig, daß das 
verbotene Zum-Kriege-Schreiten die Entfesselung eines 
A n g r i f f s k r i e g e s  zu bedeuten hat. Was ist ein 
Angriffskrieg? Die Diplomaten des Völkerbundes und 
die Völkerrechtler haben jahrelang über den Begriff 
des Angriffskrieges diskutiert. Wird man sich nach 
dem, was wir vom Charakter des Völkerbundes sagten, 
darüber wundern, daß sie zu keinem gesicherten Er­
gebnis gelangten? Einig wurden sie sich lediglich dar­
über, daß eine genaue Feststellung des Aggressions­
begriffs kaum möglich sei, daß als Aggression jeden­
falls ausschließlich der Akt eines S t a a t e s  angesehen 
werden könne — was wohl zu beachten ist — und 
daß die Vorbereitung eines neuen Krieges unter Um­
ständen den präsumtiven Angreifer erkennen lasse, 
was wir gleichfalls ad notam nehmen wollen.

Es bedeutete etwas entscheidend Neues, als die 
Sowjetunion der Abrüstungskonferenz, die am 2. Fe­
bruar 1932 zusammentrat, einen Antrag vorlegte, der 
eine präzise Begriffsbestimmung des Angreifers ent­
hielt. Auf Grund des sowjetischen Entwurfs arbeitete 
das unter dem Vorsitz von P o 1 i t i s stehende Komitee 
für Sicherheitsfragen eine Akte über die Bestimmung 
des Angreifers aus, nach der als Angreifer der Staat 
angesehen wird, der als erster eine der folgenden Hand­
lungen vollzogen hat:

*) Diskussionsbeitrag auf dem V. Kongreß der Internationalen 
Vereinigung Demokratischer Juristen in Berlin vom 5.-9. Sep­
tember 1951; s. auch S. 437 ff. dieses Heftes.

1. Eine Kriegserklärung,
2. eine Invasion seiner bewaffneten Macht in das 

fremde Staatsgebiet,
3. einen Angriff mit Land-, See- oder Luftstreit­

kräften gegen Gebiet, Schiffe oder Luftstreitkräfte 
eines anderen Staates,

4. eine Blockade der Küsten oder Häfen eines anderen 
Staates,

5. eine Unterstützung bewaffneter Banden, die auf 
seinem Gebiet gebildet und in das Gebiet eines 
anderen Staates eingedrungen sind, oder eine 
Weigerung auf das Verlangen des anderen Staates, 
in seinem eigenen Gebiet alle Maßnahmen zu 
treffen, um den Banden jede Hilfe und jeden Schutz 
zu entziehen.

Zur Rechtfertigung oder Entschuldigung einer solchen 
Handlung sollte kein Grund politischer, militärischer, 
wirtschaftlicher oder sonstiger Art dienen können.

Die Akte über die Bestimmung des Angreifers ist so 
wenig wie der Entwurf eines europäischen Sicherheits­
paktes, der ihre Definition des Angreifers im wesent­
lichen übernahm, in der Generalkommission zur Ab­
stimmung gelangt. Die Politis-Akte hat dennoch ihre 
Spuren in der Geschichte des Völkerrechts hinterlassen. 
So hat die Sowjetunion sie zum Inhalt von Abkommen 
gemacht, die sie im Sommer 1933 anläßlich der Welt­
wirtschaftskonferenz mit einigen europäischen und 
asiatischen Staaten abschloß. Ihr Grundgedanke findet 
sich ferner nicht nur in verschiedenen weiteren inter­
nationalen Vereinbarungen der Folgezeit, sondern vor 
allem in der Definition wieder, die der W a r s c h a u e r  
W e l t f r i e d e n s k o n g r e ß  vom Aggressionskrieg 
gegeben hat, und die — wie gleich- zu zeigen sein 
wird — mit den Statuten der UN in vo’ler Übereinstim­
mung steht. Die Begriffsbestimmung des Weltfriedens­
kongresses zu zitieren und kurz zu analysieren, er­
scheint mir als das beste Mittel, die Stellungnahme der 
UN rasch und richtig zu verstehen. In einer an die UN 
gerichteten Adresse sagt der Weltfriedenskongreß unter 
Ziff. IV:

„Keinerlei Erwägung politischer, strategischer oder 
wirtschaftlicher Art, keinerlei Begründung mit der 
inneren Lage oder inneren Konflikten in diesem 
oder jenem Staat kann die bewaffnete Einmischung 
eines anderen Staates rechtfertigen. Die Aggression 
ist die verbrecherische Handlung eines Staates, der 
als erster seine bewaffnete Streitmacht unter 
irgendeinem Vorwand gegen einen anderen Staat 
einsetzt.“

Das ist eine Definition, wie sie der heutigen Weltlage 
angemessen ist. Der Aggressionsbegriff wird hier offen­
sichtlich in Zusammenhang gebracht mit dem Se'bst- 
Bestimmungsrecht der Völker, der Nationen. Der Aggres­
sionskrieg, der heute droht und auf einem Teil der 
Erde schon begonnen hat, ist seinem Wesen nach haupt­
sächlich — wenn schon nicht ausschließlich — Inter­
ventionskrieg. Er ist ein Krieg der heiligen Allianz, 
der unter dem Einfluß des Monopolkapitalismus 
stehenden Staaten, der die freiheitlichen, fortschritt­
lichen Bewegungen unter den Völkern unterdrücken 
soll. Ein solcher Krieg ist völkerrechtswidrig. Man kann 
in unserer Zeit das Verbot des Aggressionskrieges nicht 
trennen von dem Verbot, die Völker ihres Rechtes auf 
selbständige Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten 
zu berauben. Die westlichen bürgerlichen Staaten, die 
aus Revolutionen hervorgegangen sind, in denen das 
Selbstbestimmungsrecht der Nationen zu manifestem 
Ausdruck kam, können den Völkern vor dem Forum 
der öffentlichen Meinung dieses Recht unmöglich ab­
sprechen. Die Organisation der Vereinten Nationen 
tut das denn auch nicht.

Wie nach dem ersten Weltkrieg — nur mit noch 
größerem Nachdruck — forderte die öffentliche Mei­
nung nach dem zweiten die Begründung internationaler 
Institutionen, durch die die Menschheit vor der Wieder­
kehr eines so furchtbaren Ereignisses gesichert werden 
sollte. Durch die Organisation der Vereinten Nationen 
sollte diesem Verlangen der Völker Genüge geleistet 
werden. Ihr Statut entsprach den Absichten Roose-
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